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Gerichtliche Auflösung einer Privatstiftung und Gläubigerzugriff 
auf/über Stifterrechte 
1. Eine gerichtliche Auflösung einer Privatstiftung ist (neben den in § 35 Abs 3 PSG genann-
ten Fällen) nur bei schwersten Inhaltsmängeln möglich. 
2. Die Einschränkung (oder Nichtausübung) von Gestaltungsrechten zu Lasten von Gläubi-
gern eines Stifters kann unwirksam oder anfechtungsgegenständlich sein. 
 

PSG: §§ 1 Abs 2, 3, 
6, 33, 34, 35, 36 
EO: §§ 331 ff 
KO: §§ 28 ff 
OLG Wien 
29.11.2005,  
28 R 189/05 b 
 

Die seit Beginn der Stiftung gültige 
Stiftungsurkunde [...] enthält unter 
anderem folgende Bestimmungen:  
„Alle Rechte der Begünstigten sind 
höchstpersönliche Rechte. Begünstig-
te können ihre Begünstigung oder 
eine Anwartschaft auf eine Begünsti-
gung oder einen allfälligen Anspruch 
auf Auszahlung einer beschlossenen 
Zuwendung nicht vererben, durch 
Legat vermachen oder sonst darüber 
unter Lebenden oder von Todes we-
gen verfügen. Insbesondere ist auch 
jede Abtretung, Verpfändung oder 
Pfändung von Begünstigungen, Be-
günstigungsquoten oder Anwartschaf-
ten darauf oder eines allfälligen An-
spruches auf Auszahlung einer be-
schlossenen Zuwendung unmöglich 
und unwirksam. Es besteht unter 
anderem dann kein Anspruch auf eine 
Begünstigung und keine wie immer 
geartete Anwartschaft darauf, wenn 
der wahre wirtschaftliche Nutznießer 
oder Begünstigte einer Zuwendung 
der Privatstiftung eine andere Person 
als der betreffende Begünstigte wäre 
(zB ein Gläubiger des Begünstigten 
oder ein etwaiger Ehegatte des Be-
günstigten). [...] 
Bei allen der Stifterin vorbehaltenen 
Rechte handelt es sich um höchstper-
sönliche Rechte der Stifterin, welche 
nicht übertragbar oder pfändbar sind 
und welche auch nicht durch gewill-
kürte oder gesetzliche Vertreter 
(Sachwalter, Masseverwalter, etc) 
ausgeübt werden können. Sofern für 
die Stifterin ein Sachwalter bestellt 
wird oder über das Vermögen der 
Stifterin ein Konkursverfahren eröff-

net wird und ein Masseverwalter 
bestellt wird oder sofern es trotz des 
Pfändungsverbotes zu einer wirksa-
men Pfändung oder Verpfändung der 
diesbezüglichen Rechte der Stifterin 
kommen sollte, erlöschen die diesbe-
züglichen Rechte der betroffenen 
Stifterin. Die diesbezügliche Rege-
lung dient dem Stiftungszweck und 
soll verhindern, dass außenstehende 
Dritte die Möglichkeit haben, die der 
Stifterin vorbehaltenen Rechte in 
einer nicht dem Stiftungszweck ent-
sprechenden Weise auszuüben. [...]“  
(Unterstreichungen durch das Re-
kursgericht)  
Mit dem angefochtenen Beschluss 
trug das Erstgericht aufgrund eines 
amtswegigen Einschreitens der Stifte-
rin auf, binnen vier Wochen die Stif-
tungsurkunde vom 22.3.2002 dahin-
gehend abzuändern, dass die kraft 
zwingenden Rechts bestehenden 
Rechte von Exekutionsgläubigern 
oder der Konkursmasse (Anfech-
tungsansprüche) durch die Stiftungs-
erklärung nicht beeinträchtigt werden. 
Die Punkte VI. Abs 2 und XV. Abs 2 
der Stiftungsurkunde seien zu ändern. 
Sollte diesem Auftrag nicht nachge-
kommen werden, werde das Gericht 
die Auflösung der Stiftung beschlie-
ßen (§ 35 Abs 1 Z 5 PSG).  
Aus den Entscheidungsgründen 
(des OLG Wien): 
Vorliegend wird [...] als Sanktion für 
den Fall der Nichtbefolgung des Ge-
richtsauftrages die Auflösung der 
Privatstiftung angedroht. § 35 Abs 3 
2. Satz PSG sieht vor, dass das Ge-

richt eine Privatstiftung von Amts 
wegen aufzulösen hat, wenn sie ge-
gen § 1 Abs 2 PSG verstößt und in-
nerhalb angemessener Frist einer 
rechtskräftigen Unterlassungsanord-
nung nicht nachgekommen ist. Dies 
bedeutet, dass bei Verstoß gegen § 1 
Abs 2 PSG vor der Auflösung jeden-
falls eine Unterlassungsaufforderung 
zu ergehen hat. Ebenso ist aus dem 
Gesetzestext abzuleiten, dass es sich 
hiebei nicht etwa um eine verfahrens-
leitende Verfügung, sondern um 
einen Beschluss, der nach Maßgabe 
der Bestimmungen des Außerstreitge-
setzes mit Rekurs bekämpft werden 
kann, handelt (N. Arnold, PSG-
Kommentar § 35 Rz 18).  
Wenn aber für einen im Gesetz aus-
drücklich angeführten Auflösungs-
grund (Verstoß gegen § 1 Abs 2 PSG) 
die selbständige Anfechtbarkeit der 
Unterlassungsaufforderung vorgese-
hen ist, muss Gleiches umso mehr 
dann gelten, wenn vom Gericht die 
Auflösung für einen im Gesetz nicht 
(ausdrücklich) vorgesehenen Auflö-
sungsgrund angedroht wird. Die An-
fechtbarkeit des angefochtenen Be-
schlusses ist daher schon aufgrund 
eines Größenschlusses aus § 35 Abs 3 
2. Satz PSG zu bejahen. Die erstre-
kurswerbende Privatstiftung, die zwar 
nicht vom angefochtenen Beschluss, 
aber von der angedrohten Auflösung 
unmittelbar betroffen wäre, ist zwei-
fellos rekurslegitimiert (N. Arnold 
aaO).  
Die zweitrekurswerbende Stifterin ist 
ebenfalls rekurslegitimiert [da] sich 
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die Aufforderung direkt an die Stifte-
rin [richtet].  
[...] 
In der Lehre wird teilweise die Auf-
fassung vertreten, dass die Auflö-
sungsgründe einer Privatstiftung 
durch Gerichtsbeschluss in § 35 Abs 
3 PSG abschließend geregelt sind 
(Riel in Doralt/Nowotny/Kalss, Pri-
vatstiftungsgesetz, § 35 Rz 42). 
Daneben käme eine gerichtliche Auf-
lösung der Privatstiftung nur nach § 
10 Abs 2 FBG in Frage, beispielswei-
se wegen Sitzverlegung der Stiftung 
ins Ausland (vgl N. Arnold PSG-
Kommentar § 35 Rz 17; ausführlich 
dazu das Referat des Meinungsstan-
des bei G. Nowotny, Kann das Ge-
richt eine Selbstzweckstiftung auflö-
sen?, GeS 2005, 6).  
Bei Kapitalgesellschaften gilt - als 
Ausdruck des Bestandschutzes der 
Gesellschaft - der Grundsatz, dass 
nach deren Eintragung ins Firmen-
buch die Möglichkeit zur Geltendma-
chung von Mängeln weitgehend ein-
geschränkt ist.  
[...]  
Eine Nichtigkeit der Gesellschaft ist 
nur noch bei schwersten Inhaltsmän-
geln gegeben. Dies kann durch Nich-
tigkeitsklage der Gesellschafter rele-
viert werden (§ 216 AktG; bei der 
GmbH analoge Anwendung des § 216 
AktG; vgl Kastner/Doralt/Nowotny5, 
343; Reich-Rohrwig, GmbH-Recht 
63; Koppensteiner GmbHG² § 84 Rz 
20) oder mittels einer Löschung von 
Amts wegen gemäß § 10 Abs 2 FBG 
(Koppensteiner aaO Rz 15). Sonstige 
Mängel haben aber keinen Einfluss 
auf den Bestand der Gesellschaft.  
Bei der Stiftung ist als einziger Fall 
der Nichtigkeit ein Verstoß gegen § 1 
Abs 2 PSG gesetzlich normiert (§ 35 
Abs 3 PSG). Ungeachtet der Frage, 
ob bei Verstoß oder Fehlen anderer 
zwingender Merkmale einer Stiftung 
deren Nichtigerklärung unter Anwen-
dung des § 10 Abs 2 FBG oder ana-
loger Anwendung von §§ 35 PSG 

bzw 216 f AktG in Frage kommt, 
wird diese Sanktion jedenfalls auf 
schwerste Inhaltsmängel beschränkt 
werden müssen (vgl dazu Huber in 
Doralt/Nowotny/Kalss - Privatstif-
tungsG § 9 Rz 13, 14). Davon kann 
aber vorliegend keine Rede sein. Dem 
Erstgericht ist aber beizupflichten, 
dass die angeführten Bestimmungen 
in der Stiftungserklärung zum Teil 
unzulässig sind und teilweise Anfech-
tungsansprüche begründen können.  
Soweit in der Stiftungsurkunde be-
stimmte Ansprüche als „unpfändbar" 
bezeichnet werden, ist auszuführen, 
dass durch derartige privatrechtliche 
Verfügungen der Stifterin in der Stif-
tungsurkunde die zwingenden Be-
stimmungen der EO über die Pfänd-
barkeit von Ansprüchen nicht außer 
Kraft gesetzt werden können. Diese 
Bestimmungen sind daher insofern 
unwirksam.  
Wenn unter gewissen Voraussetzun-
gen Stifterrechte erlöschen, ist dage-
gen grundsätzlich nichts einzuwen-
den, da nach hL nur nachträgliche 
Ausweitungen, nicht aber nachträgli-
che Beschränkungen von Stifterrech-
ten bedenklich oder unzulässig sind 
(vgl zB N. Arnold aaO § 33 Rz 40 f 
und § 34 Rz 5 jeweils mwN).  
Soweit etwa durch Konkurseröffnung 
über das Vermögen der Stifterin und 
Bestellung eines Masseverwalters die 
Rechte der Stifterin, insbesondere das 
Widerrufsrecht, erlöschen, ist auszu-
führen: Als Folge eines zulässigen 
Widerrufs ist die Stiftung aufzulösen 
(§ 35 Abs 2 Z 1 PSG) und abzuwi-
ckeln und das verbleibende Vermö-
gen an die (hier in der Stiftungsur-
kunde nicht genannten, möglicher-
weise in der Stiftungszusatzurkunde 
festgelegten, vgl § 9 Abs 2 Z 12 iVm 
§ 10 Abs 2 PSG) Letztbegünstigten (§ 
36 Abs 2 PSG), subsidiär an die Stif-
terin (§ 36 Abs 4 PSG), zu übertra-
gen.  
Sollte die Stifterin Letztbegünstigte 
sein und sich daher im Falle eines 
Widerrufs der Stiftung nach Abwick-

lung das Stiftungsvermögen wieder 
zueignen können, läge in der Unter-
lassung des Widerrufs durch die Stif-
terin vor drohender Konkurseröff-
nung angesichts der einschlägigen 
Bestimmungen der Stiftungsurkunde 
eine Benachteiligungsabsicht gemäß 
§ 28 KO, für die nach herrschender 
Lehre und Rechtsprechung bedingter 
Vorsatz genügt (vgl nur König, An-
fechtung3 7/17 mwN), oder eine un-
entgeltliche Verfügung gemäß § 29 Z 
1 KO vor. Diesfalls wäre nach wohl-
begründeter Lehre die Unterlassung 
des Widerrufs durch die Stifterin vor 
der Konkurseröffnung über ihr Ver-
mögen gemäß §§ 28, 29, 36 KO 
grundsätzlich anfechtbar (Riedmann, 
Privatstiftung und Schutz der Gläubi-
ger des Stifters 97 ff, 112 ff; König, 
Anfechtung3 3/21). Dagegen sprechen 
auch nicht Koziol/Bollenberger in 
Bartsch/Pollak/Buchegger, Insol-
venzrecht4, § 36 Rz 4: Sie lehnen 
unter Berufung auf die hA die An-
fechtung von solchen Unterlassungen 
ab, durch die der Gemeinschuldner 
bloß einen in Aussicht stehenden 
Erwerb vereitelt, etwa die Annahme 
einer Schenkung. Diese Meinung 
stütze sich darauf, dass den Gläubi-
gern nur der Zugriff auf solche Ver-
mögenswerte (Rechte) eröffnet wer-
den dürfe, auf die sie auch im Wege 
der Zwangsvollstreckung hätten grei-
fen können.  
Das Widerrufsrecht ist ein nicht 
höchstpersönliches, vermögenswertes 
Gestaltungsrecht (6 Ob 106/03m), 
dessen Verwertung nach hL im Wege 
der Pfändung grundsätzlich möglich 
ist (vgl Berger in Dor-
alt/Nowotny/Kalss, PSG, § 34 Rz 7; 
N. Arnold aaO § 34 Rz 16 - 18; aus-
führlich Riedmann aaO 129 ff mwN). 
Somit besteht auch nach Kozi-
ol/Bollenberger aaO kein Argument 
mehr gegen eine Anfechtbarkeit der 
Unterlassung des Widerrufs.  
Zusammengefasst sind daher die vom 
Erstgericht bemängelten Klauseln 
entweder unwirksam oder aus Gläu-
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bigerschutzaspekten insofern unbe-
denklich, als Anfechtungsmöglichkei-
ten bestehen.  
[...]  


